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berechtigt, nach eingetretener Rechtskraft

dieser Bauordnung den ganzen
oder teilweisen Erwerb der in der
Grünzone gelegenen unÜberbauten
Grundstücke durch die Gemeinde zu
verlangen. Ist eine Verständigung
über die Höhe des Uebernahme-
preises nicht erfolgt, so gelten für die
Festsetzung der Entschädigung und
das Verfahren die Vorschriften des
Gesetzes betreffend die Abtretung
von Privatrechten.»
genüge und somit keine unzulässige
materielle Enteignung vorliege. Da
sich das Bundesgericht in den die
Landesplanung besonders betreffenden

Entscheiden bisher selten konkret

damit befasste, wie die Frage
der Entschädigung von Bauverbotszonen

geregelt werden muss, kann
dieser, wenn auch nur mündlichen,
einstimmig zum Ausdruck gekommenen

Auffassung grosse Bedeutung
zugemessen werden.

Auch für die zürcherischen
Gemeinden ist die einlässlich begründete

Bestätigung der im Uitikoner
Entscheid gemachten Feststellung,
dass die §§ 68 und 8 b BG in
Verbindung mit einem vom Regierungsrat

genehmigten Gesamtplan eine
ausreichende gesetzliche Grundlage
für die Ausscheidung von Zonen
aller Art bilde, sofern sie sich nur im
Rahmen von § 8 b halten,
ausserordentlich wertvoll, um so mehr, als
die Rekurrenten in erster Linie diese

allgemeine Anerkennung des Gesamtplanes

als gesetzliche Grundlage
bekämpft haben.

Anderseits ist die Folge
schwerwiegend, dass auf der heute im Kanton

Zürich zur Verfügung stehenden
gesetzlichen Grundlage eine Grünzone

gerade in den Fällen, wo sie

lediglich als Freifläche besonders
wichtigen Zwecken dienen soll, nämlich

der städtebaulichen Gliederung
und dem hygienischen Schutz, sowie
für erst in einem spätem, wenn auch
einigermassen voraussehbaren
Zeitpunkt erforderliche öffentliche
Anlagen, gesetzwidrig sein soll, dagegen
dort zulässig ist, wo öffentliche
Anlagen im alten, engen Sinne des
Wortes heute schon einem dringenden

Bedürfnis entsprechen und
deshalb wohl auch ebenso gut wie
bisher auf dem Wege der Enteignung
verwirklicht werden könnten.

Im grossen ganzen ist dieser
Zürcher Grünzonenentscheid in seinem
Ergebnis für die Landesplanung
dennoch als positiv zu werten, da er wichtige

Punkte klärt. Im Kanton Zürich
sollte das Urteil nun genügend klar
gemacht haben, dass ausreichende
gesetzliche Grundlagen für die Verwirklichung

der Postulate der
Landesplanung trotz der Baugesetz-Teilrevision

von 1943 fehlen und deshalb
mehr erreicht werden dürfte, wenn
diese geschaffen werden, als wenn
einfach versucht wird, sich irgendwie
anders zu behelfen. Die Antworten auf
die eingereichten Interpellationen
verdienen daher besonderes Interesse.

Dr, H, Meyer-Fröhlich.

Buchbesprechungen

Wasser, die Sorge Europas. Von
A. Agatz, O. Pallasch, G. Schroe-
der, E. Seiler u. a. ; Forschung und
Leben; Bonner Beiträge zur
Raumforschung; 1951, H. 2; S. 5—175;
Ardey-Verlag GmbH, Dortmund,
1951.

Im vorliegenden Werk ist der
Versuch unternommen worden,
zusammenfassend das vielseitige Problem
des Wassers aufzudecken und darzulegen,

welcher Raubbau bisher auf
diesem Sektor getrieben wurde und
in wie hohem Masse man in
Zukunft die Gesamtplanung auf Fragen
der Wasserwirtschaft auszurichten
hat. Es war die Absicht des Instituts
für Raumforschung in Bonn, die
Untersuchungen unter Berücksichtigung
der gesamteuropäischen Aspekte
durchzuführen, doch musste aus
zeitlichen Gründen in dieser ersten
Veröffentlichung vorerst die Lage der
Wasserwirtschaft in Deutschland
betrachtet werden. Anerkannte Fachleute

aus allen einschlägigen
Teilgebieten haben zum Gelingen der
Schrift beigetragen, die in vier
Hauptabschnitte unterteilt wurde. In einem
ersten Teil informiert H. Werner
über Landesplanung und Wasserwirtschaft,

G. Schroeder über
wasserwirtschaftliche Rahmenplanung und
Raumordnung, E. Seiler über die
Bedeutung der Wasserstrassen für die
Raumordnung. Ein zweiter Teil
enthält Beiträge von O. Pallasch und
S. Clodius über die Siedlungswasserwirtschaft

in der Raumordnung, von
F. Marquart über die Wasserkraft in
der wasserwirtschaftlichen
Gesamtplanung, von II. Wagner über die
Reinhaltung der Wasserläufe als
Raumordnungsplan. Weitere Artikel
wurden dazu geliefert von R. Grah-
mann über die Beziehung des
Grundwassers zur Raumordnung, von H.
Schneider über Grundwassersenkungen

in Mitteleuropa, von M. Prüss
über die Wasserversorgung des
rheinisch-westfälischen Industriegebietes
als Problem der Landesplanung und
von O. Uhden über Wasserprobleme
und Wasserwirtschaft in der
Landwirtschaft. In einem dritten Teil
unterhält uns K. Hilfer über Deutschland

als Kernraum eines europäischen
Wasserstrassennetzes, E. Leopold über
das Wasserwesen in der sowjetischen
Besatzungszone und in Berlin, J. Seid-

ling über die Wasserwirtschaft in
Oesterreich unter besonderer
Berücksichtigung der Siedlungswasserwirtschaft,

W. Wundt über wasserwirtschaftliche

Fragen im ausserdeutschen
Europa. Der vierte Teil ist einem
Beitrag von S. Clodius über Arbeiten,
Untersuchungen und bisherige Ergebnisse

der Erhebungen des
Bundesministeriums für Wirtschaft reserviert.
Müssen sich schweizerische Leser
auch zuerst in die reichsdeutsche
Planungsterminologie einarbeiten, so
kann die Abhandlung doch voll und
ganz empfohlen werden.

Nogle Byplanproblemer: II: Von
V. Mailing; hg. v. Dänischen
Institut für Städtebau (Dansk By-
planlaboratorium), 36 S. Kopenhagen

1951.

Dänische Fachliteratur ist unserem
Leserkreis im allgemeinen sehr
schwer zugänglich infolge sprachlicher

Schwierigkeiten. Es lohnt sich
daher, auf die Probleme, die sich
dem dänischen Städtebau stellen,
etwas näher einzugehen. V. Mailing
betitelt seine Arbeit «Ueber einige
städtebauliche Probleme. Nun liegen
über Städtebau im allgemeinen sowie
über die Planung neuer städtischer
Siedlungen oder Stadterweiterungen
auf bisher unerschlossenem Boden
bereits sehr zahlreiche Veröffentlichungen

vor. Der Leser der Abhandlung
ist jedoch bei der Lektüre angenehm
überrascht, wenn er feststellt, dass

Mailing, entgegen der einfachen
Formulierung des Titels ein Spezialgebiet
beackert. Er untersucht den Einfluss,
den die Planungsbehörde auf die
Entwicklung und Umgestaltung bereits
bebauter Gebiete ausüben kann. Man
ist sich im allgemeinen darüber klar,
dass es eines der Hauptziele der
Städtebaupolitik sein muss, die Reinheit

eines Wohnmilieus zu bewahren
oder zu erzielen. In Teilgebieten, die
das einheitliche Milieu bewahrt
haben, soll diese Einheitlichkeit durch
die Behörden auch weiterhin
beschützt werden, sei dies nun auf dem
Verordnungsweg oder durch Festlegung

eines besonderen Stadtplans. Ist
dies nicht möglich, so soll durch eine
gründliche und schnelle Umwandlung
der allmähliche Zerfall der ursprünglichen

Einheit in ein Sammelsurium

von alten Niedrigbauten und neuen
planlos verstreuten Hochbauten
vermieden werden. Die Zurücksetzung
von Baufluchtlinien ist von grosser
praktischer Bedeutung in locker
bebauten Bezirken. In stark bebauten
Stadtteilen, wo grössere Um- oder
Neubauten verhältnismässig selten

vorkommen, stellt die Zurücksetzung
der Baufluchtlinie nur auf einer
Seite der Strasse eine wirtschaftlichere,

realistischere und schnellere
Lösung dar. Die grössten Schwierigkeiten

ergeben sich für den Städtebau

in den gemischten Gebieten. Die
einzigen allgemein gültigen Forderungen,

die man in bezug auf
Wohngebiete stellen könnte, sind :

Ausschluss lästiger gewerblicher Betriebe,
Vermeidung von Hinterhofbebauung
und Einhaltung einer vorgeschriebenen

maximalen Bauhöhe. Neben
dem Generalplan sollte auch ein
zeitlich eingeteiltes Einzelprogramm
aufgestellt werden, so dass sowohl
Behörden als auch Grundbesitzer und
ihre Mieter über die voraussichtliche
Entwicklung unterrichtet sind. Da
auch wir in der Schweiz dem
Problem der Entkernung der Altstädte
alle Aufmerksamkeit zuwenden müssen,

kann die Schrift mit ihren vielen
Abbildungen auch dem Fachmann
Neues bieten. Vg.
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